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zwangsläufig mit einer radikalen Umwälzung der bisherigen Rechts­
ordnung einhergeht, hat demzufolge auch Auswirkungen auf das 
Handelsregister

Das Handelsregister in den geschichtlichen 
Entwicklungsetappen der DDR

Die Geschichte des Handelsregisters1 in der DDR spiegelt bis in 
die jüngste Zeit in augenfälliger Weise einzelne gesellschaftliche 
Entwicklungsetappen wider. Obwohl es in der DDR zwar immer ein 
Handelsregister gab, existierte diese Einrichtung jedoch - wie auch 
von BRD-Juristen zutreffend bemerkt - allenfalls dem Namen nach. 
Seine Bedeutung büßte das Handelsregister im Jahre 1952 zunächst 
endgültig ein, als im Zuge der damaligen Justiz- und Verwaltungsre­
form die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, zu denen 
auch das Handelsregister gehört, aus der Zuständigkeit der Gerichte 
herausgelöst und den örtlichen Organen der Verwaltung (Räte der 
Städte bzw. Kreise) übertragen wurden.2 Gleichfalls im Jahre 1952 
wurde neben den Abteilungen А und B3 des Handelsregisters die 
Abteilung C neu eingerichtet.4 In der Abteilung C waren alle VEB 
und ihnen gleichgestellte Unternehmen einzutragen. Mit Wirkung vom 
1 . 1 .  1969 wurde das Handelsregister C als Register der volkseigenen 
Wirtschaft vom Staatlichen Vertragsgericht übernommen.5

Mit der Übertragung des Handelsregister einschließlich der Ent­
scheidung über Beschwerden auf die örtlichen Organe der Verwal­
tung wurden diese Angelegenheiten vollständig dem gerichtlichen 
Einfluß entzogen. Das ging soweit, daß auch die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der VO vom 15. 10 1952 noch bei Gericht anhängigen 
Verfahren auf die Verwaltung übergingen. Hinzu kam, daß dem Han­
delsregister durch den sich verstärkt vollziehenden Ausbau des volks­
eigenen Sektors und der damit einhergehenden Zurückdrängung priva­
ter unternehmerischer Aktivitäten, die im Jahre 1972 mit der zwangs­
weisen Überführung von Betrieben mit staatlicher Beteiligung (die 
überwiegend in der Rechtsform einer Kommanditgesellschaft existier­
ten) und von privaten Betrieben in Volkseigentum ihren „Höhpunkt“ 
fand, auch wirtschaftlich keine Bedeutung mehr zukam. Die bis vor 
kurzem fehlende Gewerbefreiheit ordnete sich in diesen Prozeß ein. 
Im wesentlichen wurde die Neugründung von Gesellschaften nur noch 
in Ausnahmefällen, insbesondere zur Organisierung und Abwicklung 
von Außenwirtschaftsbeziehungen, zugelassen. Es ist deshalb nur eine 
logische Folge dieser Entwicklung, daß das Handelsregister in der 
DDR sozusagen ein Dasein fristete, das in keiner Weise mit den in 
marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnungen existierenden Funktionen 
dieser Einrichtung vergleichbar ist.

Diese Situation änderte sich fast schlagartig, als sich mit Beginn 
des Jahres 1990 die marktwirtschaftlichen Verhältnisse zu ändern 
begannen und auf der Grundlage von Verfassungsänderungen zunächst 
durch Rechtsverordnung die. Gründung und Tätigkeit von Unterneh­
men mit ausländischer Beteiligung zugelassen wurde.6

Mit weiteren Rechtsakten, z.B. zur Gewährleistung des Rechts auf 
Gewerbefreiheit, zur Entflechtung und Privatisierung des volkseige­
nen Wirtschaftssektors sowie zur generellen Gründung und Tätigkeit 
privater Unternehmen,7 wurden wichtige Voraussetzungen für die 
Entfaltung der Privatwirtschaft auf dem Gebiet der DDR geschaffen. 
Damit wurde zugleich nachhaltig die Notwendigkeit begründet, ein 
öffentliches Verzeichnis zu installieren, das zuverlässig Auskunft gibt 
über alle privaten Unternehmen, deren Rechtsformen sowie Besitz- 
und Vertretungsverhältnisse - eben das Handelsregister.

Dem wurde mit der schrittweisen Herauslösung der Registerange­
legenheiten aus der Zuständigkeit der örtlichen Verwaltungen entspro­
chen, ohne daß jedoch bereits ein zufriedenstellender Zustand erreicht 
ist. Dies ist aus unserer Sicht jedoch weniger subjektiven Umständen 
geschuldet, als der Tatsache, daß über Jahrzehnte gewachsene Moda­
litäten nicht über Nacht beseitigt werden können.

Im Zusammenhang mit der Zulassung von Unternehmen mit aus­
ländischer Beteiligung wurde den zum damaligen Zeitpunkt noch 
existierenden Bezirksvertragsgerichten die Zuständigkeit für deren 
Registrierung übertragen.8 Damit war der erste Schritt zur Entlastung 
der örtlichen Verwaltungen getan. Die Bezirksvertragsgerichte über­
nahmen damit neben der Führung des Registers der volkseigenen Wirt­
schaft die Funktion eines Registergerichts, wie sie in den Vorschriften 
des Handels- und Gesellschaftsrechts festgelegt ist. Daß dabei auf über 
Jahrzehnte in der DDR zwar bedeutungsloses, aber nicht außer Kraft 
gesetztes und somit fortgeltendes Reichsrecht zurückgegriffen werden 
konnte (insbesondere HGB, GmbH-Gesetz, Aktiengesetz), erwies sich 
unter dem Gesichtspunkt der Rechtsangleichung als zweckdienlich.

Dadurch war es möglich, ohne zeitraubende gesetzgeberische Akti­
vitäten sozusagen mit dem Entstehen marktwirtschaftlicher Untemeh- 
mensformen ein Register aufzubauen, das hinsichtlich der Anmeldung, 
Eintragung und Registerführung in wesentlichen Punkten dem von den 
Amtsgerichten der BRD geführten Handelsregister entspricht.

Folgerichtig wurde die Registrierung der im Zuge der Eigentums­
und Wirtschaftsreform entstehenden privaten Unternehmen, gemischt­
wirtschaftlichen Unternehmen sowie treuhänderisch verwalteten Ka­
pitalgesellschaften ebenfalls den Bezirksvertragsgerichten übertra­
gen.9 Diese Entwicklung war dann endgültig mit dem Neuaufbau des 
Handelsregisters bei den Bezirksvertragsgerichten verbunden. Wäh­
rend sich die Registrierung der Unternehmen mit ausländischer Be­
teiligung nach dem Handels- und Gesellschaftsrecht sowie nach einer 
speziell dazu erlassenen АО10 richtete, bildet für diese Unternehmen 
neben dem materiellen Recht nunmehr die Handelsregisterverfügung 
die Grundlage.11 Damit wurde auch von dieser Seite ein wichtiger 
Schritt zur Rechtsangleichung getan.

Dem sich aus rechtsstaatlicher Betrachtung möglicherweise an 
dieser Stelle ergebenden Einwand, daß dennoch die Registerange­
legenheiten noch nicht in der Zuständigkeit unabhängiger Gerichte 
lagen, kann heute damit begegnet werden, daß mit Wirkung vom 1.7. 
1990 das Staatliche Vertragsgericht in die ordentliche Gerichtsbarkeit 
integriert worden ist. Das Handelsregister wurde durch die bei den 
Kreisgerichten der Bezirksstädte (in Berlin das Stadtbezirksgericht 
Mitte) gebildeten Handelskammern übernommen.12 Diese Kreisge­
richte üben somit die Registergerichtsbarkeit für das Handelsregister, 
das Genossenschaftsregister und das im Abbau befindliche Register 
der volkseigenen Wirtschaft aus. Das Register der Unternehmen mit 
ausländischer Beteiligung wurde mit Wirkung vom 1.7. 1990 als selb­
ständiges Register (Register 111 und 112) aufgehoben.13 Diese Un­
ternehmen werden von Amts wegen in das Handelsregister überführt 
und von dem jeweiligen Kreisgericht unter Beifügung eines aktuellen 
Registerauszugs über die Handelsregistemummer unterrichtet.

Anforderungen an die Registerführung 
und Zuständigkeiten

Zu den Grundsätzen der Führung des Handelsregisters gehört die 
Verpflichtung des Registergerichts, vor Eintragung eines Unterneh­
mens in das Handelsregister die Anmeldung auf ihre Richtigkeit 
und Vollständigkeit zu überprüfen. Es hat Verstöße gegen zwingende 
gesetzliche oder statutarische Vorschriften zu beanstanden, während 
Fragen wirtschaftlicher Art und Zweckmäßigkeitserwägungen des Un­
ternehmens nicht in seinen Zuständigkeitsbereich fallen. Liegen die 
Voraussetzungen für eine Eintragung nicht vor und werden die bean-
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